
Bekanntgabe gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

 

Die Toerring Green Energy GmbH & Co. KG, Graf-Toerring-Seefeld-Straße 7, 82229 Seefeld, hat die  

immissionsschutzrechtliche Genehmigung für die Errichtung und den Betrieb von drei 

Windenergieanalagen auf dem Gemeindegebiet Wörthsee, Fl.-Nr. 821 der Gemarkung Etterschlag, 

beantragt. 

 

Die drei Windenergieanlagen unterliegen als Anlagen zur Nutzung von Windenergie mit einer 

Gesamthöhe von mehr als 50 m der immissionsschutzrechtlichen Genehmigungspflicht nach § 4 Abs. 1 

BImSchG i. V. m. § 1 Abs. 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) und 

der Ziffer 1.6.2 des Anhangs 1 zur 4. BImSchV im vereinfachten Verfahren nach § 19 BImSchG. 

 

Eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles gemäß § 7 Abs. 2 dem Gesetz über die  

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) müsste durchgeführt werden, da Nr. 1.6.3 Spalte 2 der Anlage 1 

zum UVPG einschlägig wäre: Errichtung und Betrieb einer Windfarm mit Anlagen mit einer Gesamthöhe 

von jeweils mehr als 50 Metern mit 3 bis weniger als 6 Windkraftanlagen. 

 

Nach § 6 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes zur Festlegung von Flächenbedarfen für Windenergieanlagen an 

Land (WindBG) sind jedoch im Genehmigungsverfahren die Vorschriften des UVPGs nicht anzuwenden, 

wenn die beantragten Windenergieanlagen sich in einem ausgewiesenen Windenergiegebiet 

befinden. Dies liegt in dem beantragten Fall vor, da sich alle drei Windenergieanlagen in einer 

Konzentrationsfläche im Flächennutzungsplan befinden, welche als Windenergiegebiet im Sinne des  

§ 2 Nr. 1 Buchst. a WindBG einzustufen ist.  

 

Ergebnis 

Das Landratsamt Starnberg, Fachbereich Umweltschutz, kommt als zuständige Genehmigungsbehörde 

zu dem Ergebnis, dass aufgrund des § 6 Abs. 1 Satz 1 WindBG keine Umweltverträglichkeitsprüfung 

durchzuführen ist. Diese Entscheidung wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG der Öffentlichkeit 

bekannt gegeben.  

 

Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.  

 

Starnberg, den 01.04.2025 

 

Landrastamt Starnberg 

Untere Immissionsschutzbehörde 


